
Pressespiegel 
Inhalt │Ausgabe 02/2023 

Verbände-Appell an die Politik:  
Diese Voraussetzungen sollten für Telemedizin gelten 
änd – 01. Februar 2023 

Internisten: Rahmenbedingungen für Telemedizin schaffen! 
Ärzte Zeitung – 01. Februar 2023 

Internisten wollen raschen und rechtssicheren Ausbau der 
Telemedizin 
Deutsches Ärzteblatt – 01. Februar 2023 

BDI-Umfrage zur Krankenhausreform 
„Hier fehlt der Mut für eine klare Kehrtwende“ 
änd – 04. Februar 2023 

STECKBRIEF 
CHRISTINE NEUMANN-GRUTZECK 
KVH Journal – 03/2023 

BDI-Vorstand fordert lauteren Protest 
„Die Samthandschuhe können wir ausziehen“ 
änd – 08. Februar 2023 



Ärzte sollten in die Prozesse der
Digitalisierung eingebunden werden,
lautet eine Forderung.
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Verbände-Appell an die Politik

Diese Voraussetzungen sollten für Telemedizin gelten
Der demografische Wandel und der Fachkräftemangel stellen die Gesundheitsversorgung vor große 
Herausforderungen. Eine Möglichkeit, diesen zu begegnen, sei die Telemedizin, finden der BDI und der 
Spitzenverband Digitale Gesundheitsversorgung – und erklären in einem gemeinsamen Appell, welche 
Voraussetzungen ihrer Ansicht nach dafür gelten müssen.

Um in Zeiten des demografischen Wandels und des Ärztemangels eine
gute medizinische Versorgung zu gewährleisten, „müssen neue Wege
beschritten werden, zu denen auch digitale Lösungen gehören“, stellen der
Berufsverband Deutscher Internistinnen und Internisten sowie der
Spitzenverband Digitale Gesundheitsversorgung in ihrem am Mittwoch
veröffentlichten Appell fest. Digitalisierung müsse den ärztlichen Alltag aber
entlasten, statt zusätzlichen Aufwand zu erzeugen. Hierfür brauche es
politische Rahmenbedingungen. „Wichtig ist, dass die Förderung
telemedizinischer Leistungen im Koalitionsvertrag der neuen
Bundesregierung als Ziel festgehalten wurde. Dieser Feststellung müssen
jetzt Taten folgen“, fordern die beiden Verbände – und nennen sieben
Voraussetzungen, die ihrer Meinung nach hierfür erforderlich sind.

Beispielsweise fordern sie, telemedizinische Ärztinnen und Ärzte bei der
Entwicklung und Etablierung telemedizinischer Angebote einzubeziehen:
„Telemedizinische Versorgung im ambulanten Bereich benötigt die
Einbindung der behandelnden Ärztinnen und Ärzte, da so eine zielgenaue

Identifikation geeigneter Patientinnen und Patienten erfolgen kann.“ Zudem halten es die Verbände nicht für
sinnvoll, dass telemedizinische Leistungen in der Praxis beschränkt sind. Es bedürfe „fachgruppen-individueller
Lösungsansätze, die keiner Beschränkung unterliegen“, heißt es.

Weitere Voraussetzungen sind aus Sicht der beiden Verbände eine einfache Nutzbarkeit („hohe Usability“) der
Anwendungen, die Möglichkeit, die telemedizinischen Leistungen auch in anderen Räumen als in der Arztpraxis
durchführen zu können, eine Unterscheidung zwischen Telemedizin in der Routine und Telemedizin in Notfällen,
eine telemedizinische Verknüpfung mit ärztlichen Assistenzberufen plus eigener Vergütungsstruktur sowie der
Ausbau fachärztlicher Telekonsile.
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 Telemedizin

Internisten: Rahmenbedingungen für Telemedizin schaffen!

BDI und Spitzenverband Digitale Gesundheitsversorgung appellieren an die Politik
Rahmenbedingungen für einen einfachen und praktikablen Einsatz von Telemedizin im Alltag zu
schaffen.

Veröffentlicht: 01.02.2023, 14:16 Uhr

Eine Ärztin im Gespräch mit einer Patientin zeigt, das Telemedizin in der Versorgung ein wichtiger Baustein sein
kann. BDI und Spitzenverband Digitale Gesundheitsversorgung fordern funktionierende und ausreichend
erprobte Tools.
© Jochen Tack / picture alliance

Wiesbaden/Berlin. Der Berufsverband Deutscher Internistinnen und Internisten und der
Spitzenverband Digitale Gesundheitsversorgung appellieren an die Koalitionsparteien, zügig die
Rahmenbedingungen für eine Integration der Telemedizin zu schaffen, wie sie in einem
gemeinsamen Appell mitteilen.

Ärztinnen und Ärzte seien mit der Digitalisierung vertraut, benötigen aber funktionierende und
ausreichend erprobte Tools. Dass Telemedizin in der Versorgung ein wichtiger Baustein sein kann,
werde durch verschiedene laufende Projekte deutlich, wie der Möglichkeit der asynchronen
Konsultation, dem Einsatz von Personal mit digitaler Unterstützung vor Ort oder dem Monitoring
chronisch Erkrankter wie beim Telemonitoring bei Herzinsuffizienz, heißt es weiter.

Politische Rahmenbedingungen erforderlich

Um die Telemedizin weiter im Alltag von Ärztinnen und Ärzten zu integrieren, braucht es
Rahmenbedingungen für einen einfachen und praktikablen Einsatz im Alltag. Wichtig ist, dass die
Förderung telemedizinischer Leistungen im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung als Ziel
festgehalten wurde. Dieser Feststellung müssen jetzt Taten folgen.



Wichtige Bausteine sind laut BDI und Spitzenverband Digitale Gesundheitsversorgung dabei:
I. Gleichwertige Voraussetzungen schaffen

Telemedizinische Leistungen sollten nicht fix über alle Fachgruppen begrenzt werden. Wie die
Pandemie gezeigt hat, sind durchaus auch höhere Quoten möglich und qualitativ vertretbar. Hier
bedarf es fachgruppen-individueller Lösungsansätze, die keiner Beschränkung unterliegen.

II. Einfache Nutzbarkeit

Telemedizinische Anwendungen müssen eine hohe Usability aufweisen. Die Nutzung verschiedener
Kommunikationskanäle muss bei gleichbleibend hoher Qualität möglich sein. Gerade die digitalaffine
Generation muss hier auf Smartphoneebene abgeholt werden. Telemedizin muss über alle Kanäle
(Telefon, Video, Chat) ermöglicht werden und sich der Realität der Nutzer anpassen.

III. Räumliche Flexibilität

Telemedizinische Leistungen bieten viele Möglichkeiten, die Versorgungsstruktur auszuweiten und
neue Arbeitsmodelle zu schaffen. Dafür müssen sie flexibel auch in anderen Räumen als
ausschließlich in der Praxis oder Nebenbetriebsstätte durchgeführt werden dürfen. So können sie
unter anderem Raumprobleme in bestehenden Praxen lösen oder Ärzten das Arbeiten ermöglichen,
die aus organisatorischen Gründen nicht in der Klinik oder Praxis tätig sind.

IV. Integrierte Triagierung

Klar unterschieden werden muss zwischen Telemedizin in der Routine und Telemedizin in
sogenannten Notfällen. Für letztere ergibt es Sinn, eine vorgeschaltete Einschätzung des
Behandlungsbedarfs der Patienten durch geeignetes Fachpersonal mit entsprechenden
Ersteinschätzungssystemen durchzuführen.

V. Verknüpfung mit Assistenzberufen

Eine telemedizinische Verknüpfung mit ärztlichen Assistenzberufen, beispielsweise fachlich
spezialisierten MFA, ist sinnvoll und sollte gefördert werden. So können beispielsweise auch
Spezialsprechstunden angeboten werden. Hierfür braucht es eine eigene Vergütungsstruktur.

VI. Telekonsile ermöglichen und vergüten

Telemedizin bietet die Möglichkeit, einfacher und effizienter mit anderen Fachärzten übergreifend
zusammenzuarbeiten. Fachärztliche Telekonsile sollten daher weiter ausgebaut und adäquat
vergütet werden.

VII. Einbindung behandelnder Ärzte

Telemedizinische Versorgung im ambulanten Bereich benötigt die Einbindung der behandelnden
Ärztinnen und Ärzte, da so eine zielgenaue Identifikation geeigneter Patientinnen und Patienten
erfolgen kann. (eb)



Ärzteschaft

Internisten wollen raschen und rechtssicheren Ausbau der
Telemedizin
Mittwoch, 1. Februar 2023
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Wiesbaden/Berlin – Die Telemedizin hat das Potenzial, die Versorgung gerade in ländlichen Bereichen zu verbessern
oder zu sichern. Sie sollte daher rasch ausgebaut werden. Dazu fehlen aber noch Rahmenbedingungen für einen
einfachen und praktikablen Einsatz im Alltag.

Das geht aus einem neuen Positionspapier hervor, das der Berufsverband Deutscher Internistinnen und Internisten
(BDI) zusammen mit dem Spitzenverband Digitale Gesundheitsversorgung entwickelt hat. Darin weisen die Verbände
auf sieben Punkte hin, die für den Ausbau der Telemedizin nötig und sinnvoll seien.

Zunächst sollte die Menge der telemedizinischen Leistungen nicht fix über alle Fachgruppen begrenzt werden. „Wie die
Pandemie gezeigt hat, sind durchaus auch höhere Quoten möglich und qualitativ vertretbar. Hier bedarf es
fachgruppen-individueller Lösungsansätze, die keiner Beschränkung unterliegen“, heißt es in dem Papier.

Entscheidend für die Umsetzung sei dann die sogenannte Usability – also eine einfache und sichere Nutzbarkeit.
„Telemedizin muss über alle Kanäle (Telefon, Video, Chat) ermöglicht werden und sich der Realität der Nutzerinnen und
Nutzer anpassen“, so die Autoren des Papiers. Auch für die Ärzte sollten die Leistungen möglichst flexibel zu erbringen
sein – zum Beispiel nicht nur in Praxisräumen oder Nebenbetriebsstätten, sondern räumlich unabhängig.
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Die Arbeitsgruppe von BDI und Spitzenverband digitale Gesundheitsversorgung unterscheidet zudem zwischen Teleme-
dizin in der Routine und in Notfällen. „Für Letztere ergibt es Sinn, eine vorgeschaltete Einschätzung des Behandlungs-
bedarfs der Patientinnen und Patienten durch geeignetes Fachpersonal mit entsprechenden Ersteinschätzungssys-
temen durchzuführen“, schreiben die Autoren.

Wichtig sei außerdem, auch ärztliche Assistenzberufe in die telemedizinische Versorgung einzubeziehen, zum Beispiel
fachlich spezialisierten medizinische Fachangestellte.

Telemedizin biete ferner die Möglichkeit, einfacher und effizienter mit anderen Ärztinnen und Ärzten zusammenzuar-
beiten. „Fachärztliche Telekonsile sollten daher weiter ausgebaut und adäquat vergütet werden“, so die Forderung.

Die beiden Verbände weisen darauf hin, dass die Ampelparteien den Ausbau der Telemedizin in ihrem Koalitionsvertrag
angekündigt haben. „Dieser Feststellung müssen jetzt Taten folgen“, fordern sie. © hil/aerzteblatt.de



Neumann-Grutzeck: „Es ist höchste
Zeit, auch die niedergelassenen
Kolleginnen und Kollegen
einzubinden.“
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BDI-Umfrage zur Krankenhausreform

„Hier fehlt der Mut für eine klare Kehrtwende“
Die Vorschläge der Regierungskommission für eine Reform der Krankenhausstruktur stoßen bei den
stationär tätigen Internistinnen und Internisten auf geteiltes Echo. Das hat eine Mitgliederbefragung des
Berufsverbandes Deutscher Internistinnen und Internisten ergeben.

Während die Vorschläge für eine einheitliche Krankenhausplanung
grundsätzlich positiv bewertet würden, gingen die Vergütungsreform und
der Ausbau der ambulanten Strukturen den BDI-Mitgliedern nicht weit
genug, teilt der Verband am Freitag mit.

Grundlegende Strukturreformen seien überfällig, betonte BDI-Präsidentin
Christine Neumann-Grutzeck. Es gebe in allen Versorgungsbereichen
Engpässe und eine steigende Arbeitsbelastung. Die Stellungnahme der
Regierungskommission enthalte viele gute Ansätze. „Gleichzeitig sehen wir
aber auch noch großen Klarstellungsbedarf, wie die einzelnen Vorschläge
konkret und praxistauglich umgesetzt werden sollen.“

Der BDI hat im Januar seine stationär tätigen Mitglieder zu den
Reformvorschlägen befragt. Von den insgesamt 763 Teilnehmerinnen und
Teilnehmern zeigten sich demnach zwei Drittel noch mindestens skeptisch,
ob die Reformvorschläge die Überlastungssituation überwinden können.
Fast die Hälfte der Befragten (46 Prozent) glaubt zudem nicht, dass es zu

viele Krankenhäuser in Deutschland gibt. Was die tatsächlich verfügbaren Krankenhausbetten angeht, sehen
knapp 75 Prozent keine Überkapazitäten. 61 Prozent gaben an, dass in ihrem Krankenhaus regelmäßig
notwendige Behandlungen aufgeschoben werden müssten.

„Der Bundesgesundheitsminister und die Regierungskommission streben mit der geplanten Reform ganz
offensichtlich eine Konsolidierung der Krankenhauslandschaft an. Das ist per se erst einmal nichts Schlechtes.
Hierzu bedarf es jedoch eines klaren Konzeptes und einer guten öffentlichen Kommunikation, was die
Bürgerinnen und Bürger sowie die Beschäftigten zukünftig von unserer Krankenhauslandschaft erwarten
können. Diese Debatte muss politisch geführt werden“, meint PD Dr. Kevin Schulte, 2. BDI-Vizepräsident und
kommissarischer Klinikdirektor am Universitätsklinikum Schleswig-Holstein in Kiel.

Überwindung der DRGs?

Gesundheitsminister Lauterbach hatte eine „Revolution“ und die „Überwindung der DRGs“ angekündigt. „Davon
kann bei diesem Vorschlag keine Rede sein“, meint Schulte. „Mit dem geplanten Finanzierungsmodell
aus Vorhaltekosten und Fallpauschalen soll der reine Mengenbezug im DRG-System zwar reduziert werden.
Damit wird das bestehende System aber weder revolutioniert noch abgeschafft. Hier fehlt der Mut für eine klare
Kehrtwende“, so Schulte.

Insbesondere der geplante fallmengenunabhängige Vorhaltekostenanteil von 40 Prozent sei aus Sicht der
Internistinnen und Internisten zu gering. Der BDI erneuert in diesem Zusammenhang seine Forderung nach
einer kompletten Ausgliederung der Arztkosten – analog zur Pflege.
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Zustimmung erhält die Regierungskommission von den Internistinnen und Internisten für ihre Verknüpfung der
Finanzierungsreform mit einer neuen Krankenhausplanung. Nur 29 Prozent der Befragten halten die aktuelle
Verteilung der internistischen Fachkliniken in ihrer Region für sinnvoll und bedarfsgerecht. Eine feingliedrigere
Definition und Verteilung der Leistungsbereiche sowie eine bundeseinheitliche Definition von Krankenhaus-
Leveln befürworten über 71 Prozent – „solange die Strukturvorgaben Bürokratie reduzieren und nicht zu mehr
Dokumentationsaufwand führen“, betont der Verband.

Aus Sicht der Inneren Medizin werden die Schwerpunkte, die sich über klare Funktionen definieren (z.B.
Kardiologie, Gastroenterologie und Nephrologie), in den geplanten Leistungsgruppen gut abzubilden sein.

EBM-basierte Finanzierung nicht ausreichend

Gänzlich unerwähnt blieben in der Konzeption der Krankenhauslevel belegärztliche Strukturen. „In Anbetracht
der Tatsache, dass mit der Reform auch die Ambulantisierung vorangetrieben werden soll, ist es unverständlich,
dass die Kommission Belegärztinnen und -ärzte in ihrer Planung nicht berücksichtigt hat“, zeigt sich Dr. Norbert
Smetak, 1. BDI-Vizepräsident, verwundert. Schließlich sei das Belegarztsystem seit Jahrzehnten der Gold-
Standard in der intersektoralen Zusammenarbeit zwischen niedergelassenen Fachärzten und Krankenhäusern.
„Wenn Versorgungsqualität das entscheidende Kriterium dieser Reform ist, müssen hochspezialisierte
belegärztliche Abteilungen und Krankenhäuser sinnvoll in die Levels 2 bis 3u integriert werden“, so Smetak.

Belegärztliche Strukturen der Basisversorgung entsprechend Level 1i seien hingegen weder wirtschaftlich noch
mit Blick auf die Mindeststrukturvoraussetzungen medizinisch sinnvoll. Eine Vorhaltepauschale sei auf diesem
Level nicht vorgesehen und mit einer Tagespauschale würden sich keine komplexeren Leistungen aus dem
Bereich der internistischen Grundversorgung (Endoskopie, nicht-invasive Kardiologie u.Ä.) finanzieren lassen.

 „Level-1i-Krankenhäuser werden mit einer EBM-basierten Finanzierung der ärztlichen Leistungen nicht
überleben können“, betont der BDI. Übrig blieben dann geriatrische Versorgungseinrichtungen und Angebote für
die Kurzzeitpflege, aber keine Krankenhäuser. Vor diesem Hintergrund stößt das Konzept, anbehandelte
Patienten aus Maximalversorgern in ambulant-stationäre Zentren zurückzuverlegen, bei den Internistinnen und
Internisten auch auf geteiltes Echo.

Entbudgetierung bei Vertragsärzten notwendig

Insgesamt warnen die Internistinnen und Internisten davor, die Ausweitung der Ambulantisierung als reines
Kostendämpfungsinstrument zu sehen. „Wir teilen zwar die Auffassung der Kommission, dass wir in
Deutschland mitunter zu viele stationäre Behandlungen haben. Eine bessere Verzahnung der Sektoren und
mehr Ambulantisierung sind in der Tat ein wichtiger Faktor, um die Fallzahlen in den Kliniken zu reduzieren. Das
setzt aber gleichzeitig eine Strukturreform in der ambulanten Versorgung voraus“, betont Neumann-Grutzeck.
 „Wir können die angestrebte Ambulantisierung nur bewältigen, wenn die ambulanten Versorgungsstrukturen
entsprechend ausgestattet sind.“

Die vertragsärztliche Versorgung müsse personell, infrastrukturell und finanziell gestärkt werden. „Dazu gehört
neben einer angemessenen Vergütung der betreffenden Leistungen auch die Entbudgetierung der
vertragsärztlichen Versorgung. Unter dem bestehende Budgetdeckel ist es schlichtweg unmöglich, diesen
zusätzlichen Aufwand zu betreiben“, so Neumann-Grutzeck. Zudem müsse die Strukturreform grundsätzlich
gemeinsam mit dem ambulanten Sektor weiterentwickelt werden: „Es ist höchste Zeit, auch die
niedergelassenen Kolleginnen und Kollegen einzubinden.“

Sorge um Weiterbildung

Neue Strukturen in der stationären und ambulanten Versorgung bedeuteten auch, dass die Strukturen der
ärztlichen Weiterbildung angepasst werden müssten, mahnt der BDI an. „Wenn zukünftig jedoch nur noch
Kranken-häuser ab Level 2 dazu ausgestattet sind, alle notwendigen Kompetenzen zu vermitteln, werden wir
eine massive Abwanderung aus Level-1-Häusern in die großen Häuser sehen“, befürchtet BDI-Vizepräsident
Schulte. Dass die Weiterbildung im Rahmen einer Kooperation von kleinen und großen Kliniken an
verschiedenen Standorten erfolgen solle, klinge in der Theorie zwar gut. „In der praktischen Umsetzung stellt
die Kommission sich das aber ein bisschen zu einfach vor. Was wir stattdessen benötigen, ist ein tragfähiges
Konzept für eine sektorenübergreifende Weiterbildung.“
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STECKBRIEF
Für Sie in der Selbstverwaltung:
CHRISTINE NEUMANN-GRUTZECK
Mitglied der Vertreterversammlung
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Haben sich die Wünsche und Erwartungen erfüllt, die mit Ihrer Berufswahl ver-bunden 
waren? Zu Beginn meines Studiums wusste ich nicht wirklich, worauf ich mich mit dieser 
Berufswahl einlasse. Gleichzeitig hatte ich aber auch nie eine roman-tische Vorstellung 
vom Arztberuf. Aus heutiger Sicht kann ich aber sagen, dass ich meinen Traumberuf 
gefunden habe. Der enge Kontakt mit Menschen in Kombinati-on mit der Vielfältigkeit der 
Inneren Medizin bereitet mir immer noch täglich Freu-de.

Was ist der Grund für Ihr Engagement in der Selbstverwaltung? Ich war schon im-mer 
politisch aktiv, weil ich überzeugt bin, dass man mit Kritik allein nicht weiter-kommt. Als 
Ärztinnen und Ärzte haben wir das Privileg, aktiv mitgestalten zu kön-nen. Das sollten wir 
uns nicht nehmen lassen. Das gilt für die Selbstverwaltung glei-chermaßen wie für unsere 
Berufsverbände.

Welche berufspolitischen Ziele würden Sie gern voranbringen? Die Entbudgetierung der 
vertragsärztlichen Leistungen muss weiterhin unser Ziel sein. Anschauli-cher als in der aktuellen 
Situation kann der Zusammenhang zwischen Budget und Leistungsmenge ja nicht mehr werden. 
Zudem brauchen wir einen besseren Umgang  mit den Veränderungen in der ambulanten Medizin: 
das betrifft z.B. die ärztliche Weiterbildung oder den Einfluss von Kapitalinvestoren.

Wo liegen die Probleme und Herausforderungen Ihrer alltäglichen Arbeit in der Praxis? Der MFA-
Mangel ist ein riesiges Problem. Der Stand beim Ausbau der TI und digitaler Anwendungen ist 
ebenfalls mehr Belastung als eine Hilfe.

Welchen (privaten oder beruflichen) Traum möchten Sie gerne verwirklichen? 
Gemeinsam mit meinem Mann in jene Teile der Welt reisen, in denen wir noch nicht waren. 

Name: Christine Neumann-Grutzeck
Geburtsdatum: ..
Familienstand: verheiratet,  Kinder
Fachrichtung: Fachärztin für Innere Medizin, Diabetologie
Weitere Ämter: Präsidentin des Berufsverbandes Deutscher Internistinnen und
Internisten, Mitglied der Delegiertenversammlung der Ärztekammer Hamburg,
Mitglied im Aufsichtsausschuss des Versorgungswerkes der ÄKHH
Hobbys: Sport, Lesen, Reisen, Kultur



BDI-Vorstandsmitglied Grebe: „Es ist
an der Zeit, dass die gesamte
Vertragsärzteschaft, Haus- wie
Fachärztinnen und -ärzte gemeinsam,
mit gezielten Aktionen auf ihre
Probleme aufmerksam macht.“
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BDI-Vorstand fordert lauteren Protest

„Die Samthandschuhe können wir ausziehen“
Kritik an der mangelnden Protestbereitschaft unter den Vertragsärzten übt der Vorstand des
Berufsverbands Deutscher Internistinnen und Internisten, Dr. Ivo Grebe. Wenn sich die Kassenärzte
weiter wie „tadellose Mitglieder einer Schafherde“ verhielten, habe die Politik leichtes Spiel.

Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach lasse weder einen Willen zu
„substanziellen Reformen“ erkennen, noch zeige er sich gegenüber der
Ärzteschaft in irgendeiner Form gesprächsbereit, kritisiert Dr. Ivo Grebe,
Vorstandsmitglied beim Berufsverband Deutscher Internistinnen und
Internisten in einem Beitrag für die Verbandszeitung „BDI aktuell“.

Grebe fordert von den niedergelassenen Vertragsärzten mehr
Protestbereitschaft: „Es ist an der Zeit, dass die gesamte
Vertragsärzteschaft, Haus- wie Fachärztinnen und -ärzte gemeinsam, mit
gezielten Aktionen auf ihre Probleme aufmerksam macht.“ Die bisherigen
Aktionen mit punktuellen Praxisschließungen oder Weiterbildungen für das
Praxispersonal während der Sprechstundenzeit reichten schlicht nicht aus:
Der Protest müsse lauter werden.

Die Herausforderungen, vor denen die rund 160.000 Kassenärzte in
Deutschland stünden, seien gewaltig. Grebe: „Und was tun wir? Halten die
Füße still, heulen kurz auf.“ Mangels Streikrechts überlasse man den
Protest den Verbänden. „Ist doch bequemer, als selbst aktiv zu werden“, so
dächten viele Kolleginnen und Kollegen, kritisiert Grebe.

„Wenn wir uns weiter wie tadellose Mitglieder einer Schafherde verhalten, hat die Politik leichtes Spiel“, glaubt
der BDI-Vorstand. Leere Versprechungen und freundliche Worte habe man mittlerweile zur Genüge gehört.
Offenbar habe die Politik nichts verstanden oder wolle es nicht verstehen: Die ambulante Medizin stecke in
einer tiefen Krise. „Die Samthandschuhe können wir ausziehen“, appelliert Grebe.
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